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Was verstehen Sie unter „Puszta-Populis-
mus“?
Stephan Ozsváth: Unter „Puszta-Populis-
mus“ verstehe ich die Art und Weise, wie
insbesondereViktorOrbán versucht, an der
Macht zu bleiben. ImWesentlichen geht es
darum, dass er ein Bild von Ungarn als Da-
vid zeichnet, der sich gegen einen über-
mächtigen Goliath zur Wehr setzen muss.
Dieser Goliath kann zum Beispiel ein mul-
tinationalerKonzern oder auchdieEuropäi-
sche Union sein. Letztlich geht es ihm da-
rum, ständig einen Konflikt zu schaffen be-
ziehungsweise gegen einenFeind zukämp-
fen. Und das nützt ihm, da er so von den
großenProblemendes Landes,wie beispiels-
weise dem völlig marodenGesundheitssys-
temoder der überbordendenKorruption, ab-
lenken kann.

Vor 25 Jahren verfolgte Orbán noch eine an-
dere Politik. Wie kam es zu dieser radikalen
Veränderung?
Orbán hat eben gemerkt, dass man mit li-
beralen Positionen, wie er sie zuvor hatte,
eigentlich keinen Blumentopf gewinnen
kann.Underst recht keineWahl.Deswegen
hat er einen scharfen Rechtsruck vollzogen.
Er bedient nun die Themen, die vorher die
ungarischeNachwendepartei „Ungarisches
demokratisches Forum“bedient hat.Dageht
es viel um die Heimat. Mittlerweile ist er in
seinen Positionen soweit rechts, dass er
schondie rechtsextremePartei Jobbik über-
holt hat, die Positionen wie die Identitäre
Bewegung vertritt. Etwa wenn Orbán von
ethnischer Homogenität oder einer christli-
chen Rückeroberung Europas spricht.

Wie ist das Verhältnis zwischen Orbán und
der Neonazi-Partei Jobbik?
Fidesz und Jobbik verhalten sich wie kom-
munizierendeRöhren. Jobbik ist imMoment
auf Platz zwei in der Wählergunst. Das ist
die einzige Partei, die Orbán ein bisschen
gefährlichwerdenkann.Dorthin gehenLeu-
te, die von Fidesz enttäuscht sind und we-
der links noch liberalwählenwollen. In dem
Maße, in dem sich Jobbik bürgerlicher und
gemäßigter gibt, hat Orbán seine Rhetorik
in den letzten Jahren radikalisiert und ver-
schärft.

Wie steht Orbán zu Oppositionsparteien im
Allgemeinen?
Sein erklärtes Ziel ist, die linken und libe-
ralenParteien auszumerzenbeziehungswei-
se sie handlungsunfähig zumachen.Aus sei-
ner Partei Fidesz will Orbán ein nationales
Kraftfeld machen, wie er selbst sagt. Es soll
vor allem diese eine Partei geben. Daneben
dürfen zwarweitere Parteien existieren, aber
mehr als Garnierung. Die Geschicke des
Landes bestimmen soll aber nur eine Partei.
In diesem Bemühen ist Orbán schon weit
gekommen.

Stand es während Orbáns erster Amtszeit
als Ministerpräsident zwischen 1998 und
2002 besser um die Demokratie in Ungarn
als heute?
Auf jeden Fall. Orbán hat allerdings schon

damals einigeTrends erkennen lassen, zum
Beispiel im Umgang mit kritischen Journa-
listen. Er hat eine, wie er es nannte, positi-
ve Diskriminierung vorgenommen und hat
konservative Journalistenbevorzugt unddie
anderen von Informationen versucht abzu-
schneiden. Das ist etwas, was wir heute in
Reinkultur erleben.

Sie bezeichnen CSU-Chef Horst Seehofer in
Ihrem Buch als „Nachahmer und Fan“ Vik-
tor Orbáns. Inwiefern ist Seehofer „Nachah-
mer und Fan“?
Orbánbezeichnet sich selbst alsGrenzwäch-
ter in Europa. Seehofer plappert diesenMy-
thos nach. Jüngst eben auch bei der CSU
Winterklausur im Kloster Seeon. Aber das
ist natürlichUnsinn.Mit demGrenzzaunhat
OrbándieRoute der Flüchtlinge einfachum-
gelenkt.Auf einenSchlagwurdendieNach-
barländerwieKroatien, Slowenienundauch
Österreich destabilisiert. Er hat das Ventil
unten zu- und oben weit aufgemacht. Die
Flüchtlinge, die schon im Land waren, hat
er weitergeschickt.

Wie beurteilen Sie die erneute Einladung Or-
báns zur CSU-Klausur?
Orbán wird von Seehofer immer dann ein-
geladen, wenn er Angela Merkel den Mit-
telfinger zeigenwill. Das ist die Botschaft in
der unionsinternenZeichensprache. Ich fin-
de, dass die Konservativen generell, auch
im Europaparlament, da keine besonders
glückliche Rolle mit ihrem Orbán spielen.
Denn die ungarischen Regierungsparteien

bringen zwölf Stimmen der konservativen
EVP-Fraktion. Für diese zwölf Stimmen ist
man bereit, so einige Kröten aus Budapest
zu schlucken. Dabei hätte man durchaus
Druckmittel, denn jeder dritte Arbeitsplatz
inUngarnwird von einemdeutschenUnter-
nehmen geschaffen.

Im April stehen Parlamentswahlen in Ungarn
an. Wird es einen Machtwechsel geben?
Nein, einenMachtwechselwird es nicht ge-
ben.OrbánwirddieseWahl gewinnen.Man-
cheAuguren sagen auch schon, dass es viel-
leichtwieder für eineZwei-Drittel-Mehrheit
reichen könnte. Es gibt bereits verzweifelte
VersuchederOpposition, dem irgendwie zu
begegnen. Auf dem linksliberalen Feld se-
hen wir kleine Splitterparteien, selbst die
sozialistischePartei istmittlerweile nur noch
einstellig in den Umfragen. Da ist wenig zu
holen.Vonder PhilosophinÁgnesHeller gibt
es denVorschlag, man solle sich doch sogar
mit denRechtsextremenvon Jobbik abspre-
chen und einen gemeinsamen Kandidaten
aufstellen. Also ein Gegengewicht zu Or-
bán.Das zeigt auch,wie verzweifelt dieOp-
position ist.

Ihr Buch endet mit den Worten: „Orbáns
Achillesferse ist, dass er seine Kraft aus der
Vergangenheit bezieht. Eine positive Vision
für Ungarn hat er nicht. Darin liegt eine
Chance ...“ Die ungarischen Oppositionspoli-
tiker haben diese Chance also nicht erkannt.
Die einzige Chance liegt in der Einigung.
Es gab solche Versuche in der Vergangen-

heit immer mal wieder, aber letztlich ende-
te das im Streit, und das spielt Orbán natür-
lich in die Hände. Ebenso nutzt es ihm, dass
die EVP die schützendeHand über ihn hält.
Was besonders ärgerlich daran ist, dass die
wirklich üble Korruption rund um die Re-
gierungspartei Fidesz sowie rund um die
Vertrauten von Viktor Orbán mit unser al-
ler Geld finanziert wird, nämlich über EU-
Mittel. Das heißt, wir haben so eine perver-
se Situation, dass dieEUdiesesRegime letzt-

lich am Leben erhält, das auch immer wie-
der am europäischen Haus sägt.

Die Fragen stellte Aljoscha-Marcello Dohme
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„Orbán hat seine Rhetorik radikalisiert“
Einblicke in die Politik des ungarischen Premiers gibt der Autor Stephan Ozsváth – Kritik an Europäischer Union

Die Reden von Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbán, hier bei einer Veranstaltung in Budapest im Februar 2017, imponieren auch Horst Seehofer, sagt der Autor Stephan Ozsváth. FOTO: REUTERS

Weniger Steueroasen
EU nimmt Panama und weitere Staaten von schwarzer Liste

vOn MIRJAM MOLL

Brüssel. Die EU-Finanzminister fackelten
nicht lange. Kaum waren sie am Dienstag-
morgen zu ihrer Sitzung in Brüssel einge-
troffen, fiel auch schon die erste Entschei-
dung. Und die hatte es in sich. Noch vorwe-
nigen Wochen hatten sich die Kassenwarte
der Mitgliedstaaten nach langem Hin und
Her auf eine schwarze Liste vonweltweiten
Steueroasen geeinigt. Gerade einmal 17
Länder und Gebiete landeten darauf. Seit
Dienstag sind es nur noch neun. Der CSU-
EuropaabgeordneteMarkus Ferbermachte
aus seiner Verärgerung darüber keinen
Hehl: „Die schwarze Liste von Steueroasen
war von Anfang an ziemlich unglaubwür-
dig, jetzt ist sie regelrecht lächerlich.“
Tatsächlichwirft dieEntscheidungFragen

auf:Dennunter den entlassenenStaatenund
Gebieten ist ausgerechnet Panama – jenes
Land, das 2016durchdie gleichnamigenEnt-
hüllungenalsHeimat vonBriefkastenfirmen
und Steuerverschiebungen im großen Stil
bekannt wurde. Auch Barbados, Grenada,
Korea, dieMongolei, Tunesien, dieVereinig-
ten Emirate und die chinesische Sonderver-
waltungszone Macao stehen nun offiziell
nichtmehr auf der schwarzenListe, sondern
lediglich auf einer „grauen“. Dort sollen sie
zwar nicht mehr länger am Pranger, aber
dennochunter Beobachtung stehen.DieBe-
gründung: Die Kandidaten hätten sich nach
ihrer unfreiwilligenNominierung zu Besse-
rung verpflichtet undwollen ihr Steuerrecht
anpassen.
Die besagten Staaten und Gebiete hätten

schriftlich „auf sehr hohem politischen Le-
vel“ den Umbau ihres jeweiligen Steuer-
rechts zugesagt, heißt es dazu in einer Mit-

teilung der Finanzminister. Dem Grünen-
Europaabgeordneten Sven Giegold reicht
das nicht: „Die Finanzminister müssen of-
fenlegen, warum sie acht Steueroasen als
vertrauenswürdig einstufen“, verlangte er.
„Unsere Liste hat bereitsWirkunggezeigt“,
verteidigte der bulgarische Finanzminister
Vladislav Goranov dagegen die Entschei-
dung. „DieEUkanneinSchwergewicht sein,
wenn sie nur will“, sagte der SPD-Europa-
abgeordnete Peter Simon.Der beste Beweis
dafür sei, dass sich die acht Länder undGe-
biete zur Überarbeitung ihrer „dubiosen
Steuerpraktiken“ verpflichtet haben, „ohne
dass konkrete Sanktionen im Raum stan-
den“. Tatsächlich drohen den übrigen Staa-
ten und Gebieten auf der schwarzen Liste
bislang keine Konsequenzen. EU-Finanz-
kommissar Pierre Moscovici und auch sein
französischer Landmanns, Finanzminister
Bruno Le Maire, hatten zwar Strafmaßnah-
men gefordert, jedoch ohne Erfolg.
Nach der Schrumpfkur von Dienstag um-

fasst die Liste der Steuersünder damit nur
nochAmerikanisch-Samoa, Bahrain,Guam,
dieMarshall-Inseln,Namibia, Palau, St. Lu-
cia, Samoa sowieTrinidadundTobago. Ein-
schlägige Steuerparadiese – darunter die
Cayman Inseln, aber auch andere Karibik-
staaten – fehlten allerdings von vornherein
auf der Liste. InnereuropäischeSteueroasen
gibt es nach Auffassung von Moscovici gar
nicht: Schließlich müssten sich die EU-Län-
der ja an ihre eigenen Regeln halten. Doch
AusnahmefällewieMalta, demdie EUnach
seinem Beitritt Übergangsregelungen ge-
währt, die einfach nie aufgehoben wurden,
locken nach wie vor mit deutlich günstige-
ren Steuermodellen als die Gemeinschaft
eigentlich erlaubt.

US-vizepräsident beendet Israel-visite

Jerusalem. US-Vizepräsident Mike Pence
hat zumAbschluss seines Israel-Besuchs am
Dienstag die Klagemauer in Jerusalem be-
sucht. Zuvor hatte er die geplanteVerlegung
der US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusa-
lem als Ausdruck der engen Beziehungen
zwischen den USA und Israel bezeichnet.
Dies sei „ein greifbares Zeichen unserer be-
ständigen Verpflichtung und unseres Bünd-
nissesmit demStaat Israel“, sagte Pence bei
einem Treffen mit Israels Präsidenten Reu-
ven Rivlin in Jerusalem.
Die Palästinenser streikten aus Protest

gegendenBesuch vonPence. Sie protestier-
ten damit auch gegen die US-Anerkennung
Jerusalems als IsraelsHauptstadt. Lädenund
Schulen im besetzten Westjordanland und
Ost-Jerusalembliebengeschlossen.Hunder-
te Polizisten waren nach Angaben der Poli-
zei in Jerusalem im Einsatz. Im nördlichen
Westjordanland griffen zwei Palästinenser
israelischePolizistenmitMessern an.Die Si-
cherheitskräfte eröffnetendas Feuer undver-
letzten einen der Attentäter. Die Polizisten
blieben unverletzt.
RivlinwarbbeimTreffenmit Pence für eine

Verständigung mit den Palästinensern.
„Trotz der Worte, die Präsident (Mahmud)
Abbas erst letzteWoche verwendet hat,müs-
senwirweiter daran arbeiten,Vertrauen zwi-
schendenbeidenVölkern aufzubauen“, sag-
te Rivlin. Abbas hatte Israel als „koloniales
Projekt“ bezeichnet, das nichtsmit Juden zu
tun habe. Nach der US-Anerkennung Jeru-
salems als IsraelsHauptstadtAnfangDezem-
ber war es zu Unruhen gekommen.

Pence besucht
Klagemauer

vOn STEFAnIE JÄRKEL

Stephan Ozsváth stellt sein Buch „Puszta-Popu-
lismus. Viktor Orbán – ein europäischer Stör-
fall?“ an diesem Mittwoch, 24. Januar, im Euro-
papunkt Bremen vor. Im Anschluss an die Le-
sung findet eine Diskussion mit dem Autor
statt. Beginn ist um 19 Uhr.
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Danke für zwei großartige Tage in der ÖVB-Arena an 12.000
fantastische Besucher! Danke für den Applaus und die
Standing Ovations für’s neue „Bremen Tattoo“!

Das „Bremen Tattoo“ kommtwieder am 19. und 20.1.2019.
Jetzt Tickets sichern bei allen bekannten VVK-Stellen oder
www.brementattoo.com. Erleben Sie es selbst!

Ticketsmit 5 Euro AboCard-Rabatt:
Nur imWESER-KURIER Pressehaus, den re-
gionalen Zeitungshäusern, unter Tel. 0441-
2050920 oder Nordwest-Ticket (Tel.
0421-363636) sowie online: www.weser-ku-
rier.de/ticket oder www.brementattoo.com.

Danke!
Die Premiere der neuenMusikschau „Bremen Tattoo“ sagt


